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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
 

 

Art 5  

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu 
verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die 
Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden 
gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. 
 
(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen 
Ehre. 
 
(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet 
nicht von der Treue zur Verfassung. 
 

 

Art 70  

(1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grundgesetz nicht dem 
Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. 
 
(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern bemißt sich nach den 
Vorschriften dieses Grundgesetzes über die ausschließliche und die konkurrierende 
Gesetzgebung. 

Art 71  

Im Bereiche der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die Länder die Befugnis 
zur Gesetzgebung nur, wenn und soweit sie hierzu in einem Bundesgesetze ausdrücklich 
ermächtigt werden. 

Art 72  

(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder die Befugnis zur 
Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht 
durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. 
 
(2) Auf den Gebieten des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 4, 7, 11, 13, 15, 19a, 20, 22, 25 und 26 hat 
der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit 
im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. 

(3) Hat der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch gemacht, können die 
Länder durch Gesetz hiervon abweichende Regelungen treffen über:  

 
1. das Jagdwesen (ohne das Recht der Jagdscheine); 
2. den Naturschutz und die Landschaftspflege (ohne die allgemeinen Grundsätze des 

Naturschutzes, das Recht des Artenschutzes oder des Meeresnaturschutzes); 
3. die Bodenverteilung; 
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4. die Raumordnung; 
5. den Wasserhaushalt (ohne stoff- oder anlagenbezogene Regelungen); 
6. die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse. 
 
 

Bundesgesetze auf diesen Gebieten treten frühestens sechs Monate nach ihrer Verkündung 
in Kraft, soweit nicht mit Zustimmung des Bundesrates anderes bestimmt ist. Auf den 
Gebieten des Satzes 1 geht im Verhältnis von Bundes- und Landesrecht das jeweils spätere 
Gesetz vor. 
 
(4) Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daß eine bundesgesetzliche Regelung, für 
die eine Erforderlichkeit im Sinne des Absatzes 2 nicht mehr besteht, durch Landesrecht 
ersetzt werden kann. 
 

Art 73  

(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über:  

 
1. die auswärtigen Angelegenheiten sowie die Verteidigung einschließlich des Schutzes 

der Zivilbevölkerung; 

2. die Staatsangehörigkeit im Bunde; 

3. die Freizügigkeit, das Paßwesen, das Melde- und Ausweiswesen, die Ein- und 
Auswanderung und die Auslieferung; 

4. das Währungs-, Geld- und Münzwesen, Maße und Gewichte sowie die 
Zeitbestimmung; 

5. die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und Schiffahrtsverträge, die 
Freizügigkeit des Warenverkehrs und den Waren- und Zahlungsverkehr mit dem 
Auslande einschließlich des Zoll- und Grenzschutzes; 

5a. den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ins Ausland; 

6. den Luftverkehr; 

6a. den Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im Eigentum des Bundes 
stehen (Eisenbahnen des Bundes), den Bau, die Unterhaltung und das Betreiben von 
Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes sowie die Erhebung von Entgelten für 
die Benutzung dieser Schienenwege; 

7. das Postwesen und die Telekommunikation; 

8. die Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundesunmittelbaren 
Körperschaften des öffentlichen Rechtes stehenden Personen; 

9.den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das Verlagsrecht; 

9a. die Abwehr von Gefahren des internationalen Terrorismus durch das 
Bundeskriminalpolizeiamt in Fällen, in denen eine länderübergreifende Gefahr vorliegt, 
die Zuständigkeit einer Landespolizeibehörde nicht erkennbar ist oder die oberste 
Landesbehörde um eine Übernahme ersucht; 

10. die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
a) in der Kriminalpolizei, 
b) zum Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des Bestandes und 

der Sicherheit des Bundes oder eines Landes (Verfassungsschutz) und 
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c) zum Schutze gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch Anwendung von 
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der 
Bundesrepublik Deutschland gefährden, 

sowie die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes und die internationale 
Verbrechensbekämpfung; 
 

11. die Statistik für Bundeszwecke; 

12. das Waffen- und das Sprengstoffrecht; 

13. die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen und die Fürsorge 
für die ehemaligen Kriegsgefangenen; 

14. die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken, die Errichtung 
und den Betrieb von Anlagen, die diesen Zwecken dienen, den Schutz gegen 
Gefahren, die bei Freiwerden von Kernenergie oder durch ionisierende Strahlen 
entstehen, und die Beseitigung radioaktiver Stoffe. 

 
(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 9a bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 
 

Art 74  

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete:  
1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung, das gerichtliche 

Verfahren (ohne das Recht des Untersuchungshaftvollzugs), die Rechtsanwaltschaft, 
das Notariat und die Rechtsberatung; 

2. das Personenstandswesen; 

3. das Vereinsrecht; 

4. das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer; 

5. (weggefallen) 

6. die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen; 

7. die öffentliche Fürsorge (ohne das Heimrecht); 

8. (weggefallen) 

9. die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung; 

10. die Kriegsgräber und Gräber anderer Opfer des Krieges und Opfer von 
Gewaltherrschaft; 

11. das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft, Handwerk, Gewerbe, 
Handel, Bank- und Börsenwesen, privatrechtliches Versicherungswesen) ohne das 
Recht des Ladenschlusses, der Gaststätten, der Spielhallen, der Schaustellung von 
Personen, der Messen, der Ausstellungen und der Märkte; 

12. das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des Arbeitsschutzes und der 
Arbeitsvermittlung sowie die Sozialversicherung einschließlich der 
Arbeitslosenversicherung; 

13. die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung; 

14. das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten der Artikel 73 und 74 in 
Betracht kommt; 

15. die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und Produktionsmitteln in 
Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft; 
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16. die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung; 

17. die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung (ohne das Recht der 
Flurbereinigung), die Sicherung der Ernährung, die Ein- und Ausfuhr land- und 
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, die Hochsee- und Küstenfischerei und den 
Küstenschutz; 

18. den städtebaulichen Grundstücksverkehr, das Bodenrecht (ohne das Recht der 
Erschließungsbeiträge) und das Wohngeldrecht, das Altschuldenhilferecht, das 
Wohnungsbauprämienrecht, das Bergarbeiterwohnungsbaurecht und das 
Bergmannssiedlungsrecht; 

19. Maßnahmen gegen gemeingefährliche oder übertragbare Krankheiten bei Menschen 
und Tieren, Zulassung zu ärztlichen und anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe, 
sowie das Recht des Apothekenwesens, der Arzneien, der Medizinprodukte, der 
Heilmittel, der Betäubungsmittel und der Gifte; 

19a. die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die Regelung der 
Krankenhauspflegesätze; 

20. das Recht der Lebensmittel einschließlich der ihrer Gewinnung dienenden Tiere, das 
Recht der Genussmittel, Bedarfsgegenstände und Futtermittel sowie den Schutz beim 
Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzgut, den Schutz der 
Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge sowie den Tierschutz; 

21. die Hochsee- und Küstenschiffahrt sowie die Seezeichen, die Binnenschiffahrt, den 
Wetterdienst, die Seewasserstraßen und die dem allgemeinen Verkehr dienenden 
Binnenwasserstraßen; 

22. den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die Unterhaltung von 
Landstraßen für den Fernverkehr sowie die Erhebung und Verteilung von Gebühren 
oder Entgelten für die Benutzung öffentlicher Straßen mit Fahrzeugen; 

23. die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes sind, mit Ausnahme der 
Bergbahnen; 

24. die Abfallwirtschaft, die Luftreinhaltung und die Lärmbekämpfung (ohne Schutz vor 
verhaltensbezogenem Lärm); 

25. die Staatshaftung; 

26. die medizinisch unterstützte Erzeugung menschlichen Lebens, die Untersuchung und 
die künstliche Veränderung von Erbinformationen sowie Regelungen zur 
Transplantation von Organen, Geweben und Zellen; 

27. die Statusrechte und -pflichten der Beamten der Länder, Gemeinden und anderen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie der Richter in den Ländern mit 
Ausnahme der Laufbahnen, Besoldung und Versorgung; 

28. das Jagdwesen; 

29. den Naturschutz und die Landschaftspflege; 

30. die Bodenverteilung; 

31. die Raumordnung; 

32. den Wasserhaushalt; 

33. die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse. 

 

(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 25 und 27 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 
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Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künste und der Photographie  

(KUG) 
 

 

§ 22  

Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau 
gestellt werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er 
sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis 
zum Ablaufe von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige 
im Sinne dieses Gesetzes sind der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die 
Kinder des Abgebildeten und, wenn weder ein Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder 
vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten. 
 

§ 23  

(1) Ohne die nach § 22 erforderliche Einwilligung dürfen verbreitet und zur Schau gestellt 
werden:  
 

1. Bildnisse aus dem Bereiche der Zeitgeschichte; 

2. Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonstigen 
Örtlichkeit erscheinen; 

3. Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen die 
dargestellten Personen teilgenommen haben; 

4. Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung oder 
Schaustellung einem höheren Interesse der Kunst dient. 

 

(2) Die Befugnis erstreckt sich jedoch nicht auf eine Verbreitung und Schaustellung, durch 
die ein berechtigtes Interesse des Abgebildeten oder, falls dieser verstorben ist, seiner 
Angehörigen verletzt wird. 

§ 24  

Für Zwecke der Rechtspflege und der öffentlichen Sicherheit dürfen von den Behörden 
Bildnisse ohne Einwilligung des Berechtigten sowie des Abgebildeten oder seiner 
Angehörigen vervielfältigt, verbreitet und öffentlich zur Schau gestellt werden. 

§ 33  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen den 
§§ 22, 23 ein Bildnis verbreitet oder öffentlich zur Schau stellt. 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
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Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 
(Urheberrechtsgesetz - UrhG) 

 
 

Teil 1 
Urheberrecht 

Abschnitt 1 
Allgemeines 

§ 1 Allgemeines 

Die Urheber von Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst genießen für ihre Werke 
Schutz nach Maßgabe dieses Gesetzes. 

Abschnitt 2 
Das Werk 

§ 2 Geschützte Werke 

(1) Zu den geschützten Werken der Literatur, Wissenschaft und Kunst gehören 
insbesondere:  
 
1. Sprachwerke, wie Schriftwerke, Reden und Computerprogramme; 
2. Werke der Musik; 
3. pantomimische Werke einschließlich der Werke der Tanzkunst; 
4. Werke der bildenden Künste einschließlich der Werke der Baukunst und der angewandten 
Kunst und Entwürfe solcher Werke; 
5. Lichtbildwerke einschließlich der Werke, die ähnlich wie Lichtbildwerke geschaffen 
werden; 
6. Filmwerke einschließlich der Werke, die ähnlich wie Filmwerke geschaffen werden; 
7. Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art, wie Zeichnungen, Pläne, Karten, 
Skizzen, Tabellen und plastische Darstellungen. 
 
(2) Werke im Sinne dieses Gesetzes sind nur persönliche geistige Schöpfungen. 

§ 3 Bearbeitungen 

Übersetzungen und andere Bearbeitungen eines Werkes, die persönliche geistige 
Schöpfungen des Bearbeiters sind, werden unbeschadet des Urheberrechts am bearbeiteten 
Werk wie selbständige Werke geschützt. Die nur unwesentliche Bearbeitung eines nicht 
geschützten Werkes der Musik wird nicht als selbständiges Werk geschützt. 

§ 4 Sammelwerke und Datenbankwerke 

(1) Sammlungen von Werken, Daten oder anderen unabhängigen Elementen, die aufgrund 
der Auswahl oder Anordnung der Elemente eine persönliche geistige Schöpfung sind 
(Sammelwerke), werden, unbeschadet eines an den einzelnen Elementen gegebenenfalls 
bestehenden Urheberrechts oder verwandten Schutzrechts, wie selbständige Werke 
geschützt. 
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(2) Datenbankwerk im Sinne dieses Gesetzes ist ein Sammelwerk, dessen Elemente 
systematisch oder methodisch angeordnet und einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel oder auf 
andere Weise zugänglich sind. Ein zur Schaffung des Datenbankwerkes oder zur 
Ermöglichung des Zugangs zu dessen Elementen verwendetes Computerprogramm (§ 69a) 
ist nicht Bestandteil des Datenbankwerkes. 
 

§ 5 Amtliche Werke 

(1) Gesetze, Verordnungen, amtliche Erlasse und Bekanntmachungen sowie 
Entscheidungen und amtlich verfaßte Leitsätze zu Entscheidungen genießen keinen 
urheberrechtlichen Schutz. 
 
(2) Das gleiche gilt für andere amtliche Werke, die im amtlichen Interesse zur allgemeinen 
Kenntnisnahme veröffentlicht worden sind, mit der Einschränkung, daß die Bestimmungen 
über Änderungsverbot und Quellenangabe in § 62 Abs. 1 bis 3 und § 63 Abs. 1 und 2 
entsprechend anzuwenden sind. 
 
(3) Das Urheberrecht an privaten Normwerken wird durch die Absätze 1 und 2 nicht berührt, 
wenn Gesetze, Verordnungen, Erlasse oder amtliche Bekanntmachungen auf sie verweisen, 
ohne ihren Wortlaut wiederzugeben. In diesem Fall ist der Urheber verpflichtet, jedem 
Verleger zu angemessenen Bedingungen ein Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung 
einzuräumen. Ist ein Dritter Inhaber des ausschließlichen Rechts zur Vervielfältigung und 
Verbreitung, so ist dieser zur Einräumung des Nutzungsrechts nach Satz 2 verpflichtet. 
 

§ 6 Veröffentlichte und erschienene Werke 

(1) Ein Werk ist veröffentlicht, wenn es mit Zustimmung des Berechtigten der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht worden ist. 
 
(2) Ein Werk ist erschienen, wenn mit Zustimmung des Berechtigten Vervielfältigungsstücke 
des Werkes nach ihrer Herstellung in genügender Anzahl der Öffentlichkeit angeboten oder 
in Verkehr gebracht worden sind. Ein Werk der bildenden Künste gilt auch dann als 
erschienen, wenn das Original oder ein Vervielfältigungsstück des Werkes mit Zustimmung 
des Berechtigten bleibend der Öffentlichkeit zugänglich ist. 

Abschnitt 3 
Der Urheber 

§ 7 Urheber 

Urheber ist der Schöpfer des Werkes. 
 

§ 8 Miturheber 

(1) Haben mehrere ein Werk gemeinsam geschaffen, ohne daß sich ihre Anteile gesondert 
verwerten lassen, so sind sie Miturheber des Werkes. 
 
(2) Das Recht zur Veröffentlichung und zur Verwertung des Werkes steht den Miturhebern 
zur gesamten Hand zu; Änderungen des Werkes sind nur mit Einwilligung der Miturheber 
zulässig. Ein Miturheber darf jedoch seine Einwilligung zur Veröffentlichung, Verwertung 
oder Änderung nicht wider Treu und Glauben verweigern. Jeder Miturheber ist berechtigt, 
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Ansprüche aus Verletzungen des gemeinsamen Urheberrechts geltend zu machen; er kann 
jedoch nur Leistung an alle Miturheber verlangen. 
 
(3) Die Erträgnisse aus der Nutzung des Werkes gebühren den Miturhebern nach dem 
Umfang ihrer Mitwirkung an der Schöpfung des Werkes, wenn nichts anderes zwischen den 
Miturhebern vereinbart ist. 
(4) Ein Miturheber kann auf seinen Anteil an den Verwertungsrechten (§ 15) verzichten. Der 
Verzicht ist den anderen Miturhebern gegenüber zu erklären. Mit der Erklärung wächst der 
Anteil den anderen Miturhebern zu. 
 

§ 9 Urheber verbundener Werke 

Haben mehrere Urheber ihre Werke zu gemeinsamer Verwertung miteinander verbunden, so 
kann jeder vom anderen die Einwilligung zur Veröffentlichung, Verwertung und Änderung der 
verbundenen Werke verlangen, wenn die Einwilligung dem anderen nach Treu und Glauben 
zuzumuten ist. 
 

§ 10 Vermutung der Urheber- oder Rechtsinhaberschaft 

(1) Wer auf den Vervielfältigungsstücken eines erschienenen Werkes oder auf dem Original 
eines Werkes der bildenden Künste in der üblichen Weise als Urheber bezeichnet ist, wird 
bis zum Beweis des Gegenteils als Urheber des Werkes angesehen; dies gilt auch für eine 
Bezeichnung, die als Deckname oder Künstlerzeichen des Urhebers bekannt ist. 
 
(2) Ist der Urheber nicht nach Absatz 1 bezeichnet, so wird vermutet, daß derjenige 
ermächtigt ist, die Rechte des Urhebers geltend zu machen, der auf den 
Vervielfältigungsstücken des Werkes als Herausgeber bezeichnet ist. Ist kein Herausgeber 
angegeben, so wird vermutet, daß der Verleger ermächtigt ist. 
 
(3) Für die Inhaber ausschließlicher Nutzungsrechte gilt die Vermutung des Absatzes 1 
entsprechend, soweit es sich um Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes handelt oder 
Unterlassungsansprüche geltend gemacht werden. Die Vermutung gilt nicht im Verhältnis 
zum Urheber oder zum ursprünglichen Inhaber des verwandten Schutzrechts. 

Abschnitt 4 
Inhalt des Urheberrechts 

Unterabschnitt 1 
Allgemeines 

§ 11 Allgemeines 

Das Urheberrecht schützt den Urheber in seinen geistigen und persönlichen Beziehungen 
zum Werk und in der Nutzung des Werkes. Es dient zugleich der Sicherung einer 
angemessenen Vergütung für die Nutzung des Werkes. 

Unterabschnitt 2 
Urheberpersönlichkeitsrecht 

§ 12 Veröffentlichungsrecht 

(1) Der Urheber hat das Recht zu bestimmen, ob und wie sein Werk zu veröffentlichen ist. 
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(2) Dem Urheber ist es vorbehalten, den Inhalt seines Werkes öffentlich mitzuteilen oder zu 
beschreiben, solange weder das Werk noch der wesentliche Inhalt oder eine Beschreibung 
des Werkes mit seiner Zustimmung veröffentlicht ist. 
 

§ 13 Anerkennung der Urheberschaft 

Der Urheber hat das Recht auf Anerkennung seiner Urheberschaft am Werk. Er kann 
bestimmen, ob das Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen und welche 
Bezeichnung zu verwenden ist. 
 

§ 14 Entstellung des Werkes 

Der Urheber hat das Recht, eine Entstellung oder eine andere Beeinträchtigung seines 
Werkes zu verbieten, die geeignet ist, seine berechtigten geistigen oder persönlichen 
Interessen am Werk zu gefährden. 

Unterabschnitt 3 
Verwertungsrechte 

§ 15 Allgemeines 

(1) Der Urheber hat das ausschließliche Recht, sein Werk in körperlicher Form zu verwerten; 
das Recht umfaßt insbesondere  
 

1. das Vervielfältigungsrecht (§ 16), 

2. das Verbreitungsrecht (§ 17), 

3. das Ausstellungsrecht (§ 18). 

(2) Der Urheber hat ferner das ausschließliche Recht, sein Werk in unkörperlicher Form 
öffentlich wiederzugeben (Recht der öffentlichen Wiedergabe). Das Recht der öffentlichen 
Wiedergabe umfasst insbesondere  

 
1. das Vortrags-, Aufführungs- und Vorführungsrecht (§ 19), 

2. das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung (§ 19a), 

3. das Senderecht (§ 20), 

4. das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger (§ 21), 

5. das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und von öffentlicher 
Zugänglichmachung (§ 22). 

 
(3) Die Wiedergabe ist öffentlich, wenn sie für eine Mehrzahl von Mitgliedern der 
Öffentlichkeit bestimmt ist. Zur Öffentlichkeit gehört jeder, der nicht mit demjenigen, der das 
Werk verwertet, oder mit den anderen Personen, denen das Werk in unkörperlicher Form 
wahrnehmbar oder zugänglich gemacht wird, durch persönliche Beziehungen verbunden ist. 
 

§ 16 Vervielfältigungsrecht 
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(1) Das Vervielfältigungsrecht ist das Recht, Vervielfältigungsstücke des Werkes 
herzustellen, gleichviel ob vorübergehend oder dauerhaft, in welchem Verfahren und in 
welcher Zahl. 
 
(2) Eine Vervielfältigung ist auch die Übertragung des Werkes auf Vorrichtungen zur 
wiederholbaren Wiedergabe von Bild- oder Tonfolgen (Bild- oder Tonträger), gleichviel, ob es 
sich um die Aufnahme einer Wiedergabe des Werkes auf einen Bild- oder Tonträger oder um 
die Übertragung des Werkes von einem Bild- oder Tonträger auf einen anderen handelt. 
 

§ 17 Verbreitungsrecht 

(1) Das Verbreitungsrecht ist das Recht, das Original oder Vervielfältigungsstücke des 
Werkes der Öffentlichkeit anzubieten oder in Verkehr zu bringen. 
 
(2) Sind das Original oder Vervielfältigungsstücke des Werkes mit Zustimmung des zur 
Verbreitung Berechtigten im Gebiet der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum im Wege der 
Veräußerung in Verkehr gebracht worden, so ist ihre Weiterverbreitung mit Ausnahme der 
Vermietung zulässig. 

(3) Vermietung im Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes ist die zeitlich begrenzte, 
unmittelbar oder mittelbar Erwerbszwecken dienende Gebrauchsüberlassung. Als 
Vermietung gilt jedoch nicht die Überlassung von Originalen oder Vervielfältigungsstücken  

 
1. von Bauwerken und Werken der angewandten Kunst oder 

2. im Rahmen eines Arbeits- oder Dienstverhältnisses zu dem ausschließlichen Zweck, 
bei der Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis benutzt 
zu werden. 

 

§ 18 Ausstellungsrecht 

Das Ausstellungsrecht ist das Recht, das Original oder Vervielfältigungsstücke eines 
unveröffentlichten Werkes der bildenden Künste oder eines unveröffentlichten 
Lichtbildwerkes öffentlich zur Schau zu stellen. 
 

§ 19 Vortrags-, Aufführungs- und Vorführungsrecht 

(1) Das Vortragsrecht ist das Recht, ein Sprachwerk durch persönliche Darbietung öffentlich 
zu Gehör zu bringen. 
 
(2) Das Aufführungsrecht ist das Recht, ein Werk der Musik durch persönliche Darbietung 
öffentlich zu Gehör zu bringen oder ein Werk öffentlich bühnenmäßig darzustellen. 
 
(3) Das Vortrags- und das Aufführungsrecht umfassen das Recht, Vorträge und 
Aufführungen außerhalb des Raumes, in dem die persönliche Darbietung stattfindet, durch 
Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu 
machen. 
 
(4) Das Vorführungsrecht ist das Recht, ein Werk der bildenden Künste, ein Lichtbildwerk, 
ein Filmwerk oder Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art durch technische 
Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu machen. Das Vorführungsrecht umfaßt nicht das 
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Recht, die Funksendung oder öffentliche Zugänglichmachung solcher Werke öffentlich 
wahrnehmbar zu machen (§ 22). 
 

§ 19a Recht der öffentlichen Zugänglichmachung 

Das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung ist das Recht, das Werk drahtgebunden oder 
drahtlos der Öffentlichkeit in einer Weise zugänglich zu machen, dass es Mitgliedern der 
Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich ist. 
 

§ 20 Senderecht 

Das Senderecht ist das Recht, das Werk durch Funk, wie Ton- und Fernsehrundfunk, 
Satellitenrundfunk, Kabelfunk oder ähnliche technische Mittel, der Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen. 
 

§ 20a Europäische Satellitensendung 

(1) Wird eine Satellitensendung innerhalb des Gebietes eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum ausgeführt, so gilt sie ausschließlich als in diesem Mitgliedstaat oder 
Vertragsstaat erfolgt. 

(2) Wird eine Satellitensendung im Gebiet eines Staates ausgeführt, der weder Mitgliedstaat 
der Europäischen Union noch Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum ist und in dem für das Recht der Satellitensendung das in Kapitel II der 
Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 zur Koordinierung bestimmter 
urheber- und leistungsschutzrechtlicher Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und 
Kabelweiterverbreitung (ABl. EG Nr. L 248 S. 15) vorgesehene Schutzniveau nicht 
gewährleistet ist, so gilt sie als in dem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat erfolgt,  
 
1. in dem die Erdfunkstation liegt, von der aus die programmtragenden Signale zum 
Satelliten geleitet werden, oder 
 
2. in dem das Sendeunternehmen seine Niederlassung hat, wenn die Voraussetzung nach 
Nummer 1 nicht gegeben ist. 
 
Das Senderecht ist im Fall der Nummer 1 gegenüber dem Betreiber der Erdfunkstation, im 
Fall der Nummer 2 gegenüber dem Sendeunternehmen geltend zu machen. 
(3) Satellitensendung im Sinne von Absatz 1 und 2 ist die unter der Kontrolle und 
Verantwortung des Sendeunternehmens stattfindende Eingabe der für den öffentlichen 
Empfang bestimmten programmtragenden Signale in eine ununterbrochene 
Übertragungskette, die zum Satelliten und zurück zur Erde führt. 
 

§ 20b Kabelweitersendung 

(1) Das Recht, ein gesendetes Werk im Rahmen eines zeitgleich, unverändert und 
vollständig weiterübertragenen Programms durch Kabelsysteme oder Mikrowellensysteme 
weiterzusenden (Kabelweitersendung), kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend 
gemacht werden. Dies gilt nicht für Rechte, die ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine 
Sendungen geltend macht. 
 



15 
 

(2) Hat der Urheber das Recht der Kabelweitersendung einem Sendeunternehmen oder 
einem Tonträger- oder Filmhersteller eingeräumt, so hat das Kabelunternehmen gleichwohl 
dem Urheber eine angemessene Vergütung für die Kabelweitersendung zu zahlen. Auf den 
Vergütungsanspruch kann nicht verzichtet werden. Er kann im voraus nur an eine 
Verwertungsgesellschaft abgetreten und nur durch eine solche geltend gemacht werden. 
Diese Regelung steht Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen und gemeinsamen 
Vergütungsregeln von Sendeunternehmen nicht entgegen, soweit dadurch dem Urheber 
eine angemessene Vergütung für jede Kabelweitersendung eingeräumt wird. 
 

§ 21 Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger 

Das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger ist das Recht, Vorträge oder 
Aufführungen des Werkes mittels Bild- oder Tonträger öffentlich wahrnehmbar zu machen. § 
19 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

§ 22 Recht der Wiedergabe von Funksendungen und von öffentlicher 
Zugänglichmachung 

Das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und der Wiedergabe von öffentlicher 
Zugänglichmachung ist das Recht, Funksendungen und auf öffentlicher Zugänglichmachung 
beruhende Wiedergaben des Werkes durch Bildschirm, Lautsprecher oder ähnliche 
technische Einrichtungen öffentlich wahrnehmbar zu machen. § 19 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

§ 23 Bearbeitungen und Umgestaltungen 

Bearbeitungen oder andere Umgestaltungen des Werkes dürfen nur mit Einwilligung des 
Urhebers des bearbeiteten oder umgestalteten Werkes veröffentlicht oder verwertet werden. 
Handelt es sich um eine Verfilmung des Werkes, um die Ausführung von Plänen und 
Entwürfen eines Werkes der bildenden Künste, um den Nachbau eines Werkes der 
Baukunst oder um die Bearbeitung oder Umgestaltung eines Datenbankwerkes, so bedarf 
bereits das Herstellen der Bearbeitung oder Umgestaltung der Einwilligung des Urhebers. 
 

§ 24 Freie Benutzung 

(1) Ein selbständiges Werk, das in freier Benutzung des Werkes eines anderen geschaffen 
worden ist, darf ohne Zustimmung des Urhebers des benutzten Werkes veröffentlicht und 
verwertet werden. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für die Benutzung eines Werkes der Musik, durch welche eine Melodie 
erkennbar dem Werk entnommen und einem neuen Werk zugrunde gelegt wird. 

Unterabschnitt 4 
Sonstige Rechte des Urhebers 

….. 

Abschnitt 5 
Rechtsverkehr im Urheberrecht 
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Unterabschnitt 1 
Rechtsnachfolge in das Urheberrecht 

§ 28 Vererbung des Urheberrechts 

(1) Das Urheberrecht ist vererblich. 
 
(2) Der Urheber kann durch letztwillige Verfügung die Ausübung des Urheberrechts einem 
Testamentsvollstrecker übertragen. § 2210 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht 
anzuwenden. 

§ 29 Rechtsgeschäfte über das Urheberrecht 

(1) Das Urheberrecht ist nicht übertragbar, es sei denn, es wird in Erfüllung einer Verfügung 
von Todes wegen oder an Miterben im Wege der Erbauseinandersetzung übertragen. 
(2) Zulässig sind die Einräumung von Nutzungsrechten (§ 31), schuldrechtliche 
Einwilligungen und Vereinbarungen zu Verwertungsrechten sowie die in § 39 geregelten 
Rechtsgeschäfte über Urheberpersönlichkeitsrechte. 

 

§ 30 Rechtsnachfolger des Urhebers 

Der Rechtsnachfolger des Urhebers hat die dem Urheber nach diesem Gesetz zustehenden 
Rechte, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

Unterabschnitt 2 
Nutzungsrechte 

§ 31 Einräumung von Nutzungsrechten 

(1) Der Urheber kann einem anderen das Recht einräumen, das Werk auf einzelne oder alle 
Nutzungsarten zu nutzen (Nutzungsrecht). Das Nutzungsrecht kann als einfaches oder 
ausschließliches Recht sowie räumlich, zeitlich oder inhaltlich beschränkt eingeräumt 
werden. 
(2) Das einfache Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk auf die erlaubte Art zu 
nutzen, ohne dass eine Nutzung durch andere ausgeschlossen ist. 
(3) Das ausschließliche Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk unter Ausschluss 
aller anderen Personen auf die ihm erlaubte Art zu nutzen und Nutzungsrechte einzuräumen. 
Es kann bestimmt werden, dass die Nutzung durch den Urheber vorbehalten bleibt. § 35 
bleibt unberührt. 
(4) (weggefallen) 
(5) Sind bei der Einräumung eines Nutzungsrechts die Nutzungsarten nicht ausdrücklich 
einzeln bezeichnet, so bestimmt sich nach dem von beiden Partnern zugrunde gelegten 
Vertragszweck, auf welche Nutzungsarten es sich erstreckt. Entsprechendes gilt für die 
Frage, ob ein Nutzungsrecht eingeräumt wird, ob es sich um ein einfaches oder 
ausschließliches Nutzungsrecht handelt, wie weit Nutzungsrecht und Verbotsrecht reichen 
und welchen Einschränkungen das Nutzungsrecht unterliegt. 
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Abschnitt 6 
Schranken des Urheberrechts 

…….. 

§ 48 Öffentliche Reden 

(1) Zulässig ist  
1. 

die Vervielfältigung und Verbreitung von Reden über Tagesfragen in Zeitungen, 
Zeitschriften sowie in anderen Druckschriften oder sonstigen Datenträgern, die im 
Wesentlichen den Tagesinteressen Rechnung tragen, wenn die Reden bei 
öffentlichen Versammlungen gehalten oder durch öffentliche Wiedergabe im Sinne 
von § 19a oder § 20 veröffentlicht worden sind, sowie die öffentliche Wiedergabe 
solcher Reden, 

2. 
die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von Reden, die bei 
öffentlichen Verhandlungen vor staatlichen, kommunalen oder kirchlichen Organen 
gehalten worden sind. 

(2) Unzulässig ist jedoch die Vervielfältigung und Verbreitung der in Absatz 1 Nr. 2 
bezeichneten Reden in Form einer Sammlung, die überwiegend Reden desselben Urhebers 
enthält. 

§ 49 Zeitungsartikel und Rundfunkkommentare 

(1) Zulässig ist die Vervielfältigung und Verbreitung einzelner Rundfunkkommentare und 
einzelner Artikel sowie mit ihnen im Zusammenhang veröffentlichter Abbildungen aus 
Zeitungen und anderen lediglich Tagesinteressen dienenden Informationsblättern in anderen 
Zeitungen und Informationsblättern dieser Art sowie die öffentliche Wiedergabe solcher 
Kommentare, Artikel und Abbildungen, wenn sie politische, wirtschaftliche oder religiöse 
Tagesfragen betreffen und nicht mit einem Vorbehalt der Rechte versehen sind. Für die 
Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe ist dem Urheber eine angemessene 
Vergütung zu zahlen, es sei denn, daß es sich um eine Vervielfältigung, Verbreitung oder 
öffentliche Wiedergabe kurzer Auszüge aus mehreren Kommentaren oder Artikeln in Form 
einer Übersicht handelt. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend 
gemacht werden. 
(2) Unbeschränkt zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe 
von vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts und von Tagesneuigkeiten, die durch 
Presse oder Funk veröffentlicht worden sind; ein durch andere gesetzliche Vorschriften 
gewährter Schutz bleibt unberührt. 

§ 50 Berichterstattung über Tagesereignisse 

Zur Berichterstattung über Tagesereignisse durch Funk oder durch ähnliche technische 
Mittel, in Zeitungen, Zeitschriften und in anderen Druckschriften oder sonstigen 
Datenträgern, die im Wesentlichen Tagesinteressen Rechnung tragen, sowie im Film, ist die 
Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von Werken, die im Verlauf dieser 
Ereignisse wahrnehmbar werden, in einem durch den Zweck gebotenen Umfang zulässig. 
 

§ 51 Zitate 
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Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eines 
veröffentlichten Werkes zum Zweck des Zitats, sofern die Nutzung in ihrem Umfang durch 
den besonderen Zweck gerechtfertigt ist. Zulässig ist dies insbesondere, wenn  

 
1. einzelne Werke nach der Veröffentlichung in ein selbständiges wissenschaftliches Werk 

zur Erläuterung des Inhalts aufgenommen werden, 

2. Stellen eines Werkes nach der Veröffentlichung in einem selbständigen Sprachwerk 
angeführt werden, 

3. einzelne Stellen eines erschienenen Werkes der Musik in einem selbständigen Werk 
der Musik angeführt werden. 

 

§ 52 Öffentliche Wiedergabe 

(1) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines veröffentlichten Werkes, wenn die 
Wiedergabe keinem Erwerbszweck des Veranstalters dient, die Teilnehmer ohne Entgelt 
zugelassen werden und im Falle des Vortrags oder der Aufführung des Werkes keiner der 
ausübenden Künstler (§ 73) eine besondere Vergütung erhält. Für die Wiedergabe ist eine 
angemessene Vergütung zu zahlen. Die Vergütungspflicht entfällt für Veranstaltungen der 
Jugendhilfe, der Sozialhilfe, der Alten- und Wohlfahrtspflege, der Gefangenenbetreuung 
sowie für Schulveranstaltungen, sofern sie nach ihrer sozialen oder erzieherischen 
Zweckbestimmung nur einem bestimmt abgegrenzten Kreis von Personen zugänglich sind. 
Dies gilt nicht, wenn die Veranstaltung dem Erwerbszweck eines Dritten dient; in diesem Fall 
hat der Dritte die Vergütung zu zahlen. 
 
(2) Zulässig ist die öffentliche Wiedergabe eines erschienenen Werkes auch bei einem 
Gottesdienst oder einer kirchlichen Feier der Kirchen oder Religionsgemeinschaften. Jedoch 
hat der Veranstalter dem Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen. 
 
(3) Öffentliche bühnenmäßige Darstellungen, öffentliche Zugänglichmachungen und 
Funksendungen eines Werkes sowie öffentliche Vorführungen eines Filmwerks sind stets nur 
mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. 

Fußnote 

§ 52 Abs. 1 Satz 3: Mit GG (100-1) vereinbar, soweit die Vergütungspflicht für Veranstaltungen der Gefangenenbetreuung 
entfällt; BVerfGE v. 11.10.1988 I 187 (1 BvR 743/86) 

§ 52a Öffentliche Zugänglichmachung für Unterricht und Forschung 

(1) Zulässig ist,  
1. veröffentlichte kleine Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne 

Beiträge aus Zeitungen oder Zeitschriften zur Veranschaulichung im Unterricht an 
Schulen, Hochschulen, nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung 
sowie an Einrichtungen der Berufsbildung ausschließlich für den bestimmt 
abgegrenzten Kreis von Unterrichtsteilnehmern oder 

2. veröffentlichte Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne Beiträge 
aus Zeitungen oder Zeitschriften ausschließlich für einen bestimmt abgegrenzten Kreis 
von Personen für deren eigene wissenschaftliche Forschung 

öffentlich zugänglich zu machen, soweit dies zu dem jeweiligen Zweck geboten und zur 
Verfolgung nicht kommerzieller Zwecke gerechtfertigt ist. 
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(2) Die öffentliche Zugänglichmachung eines für den Unterrichtsgebrauch an Schulen 
bestimmten Werkes ist stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. Die öffentliche 
Zugänglichmachung eines Filmwerkes ist vor Ablauf von zwei Jahren nach Beginn der 
üblichen regulären Auswertung in Filmtheatern im Geltungsbereich dieses Gesetzes stets 
nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. 
 
(3) Zulässig sind in den Fällen des Absatzes 1 auch die zur öffentlichen Zugänglichmachung 
erforderlichen Vervielfältigungen. 
 
(4) Für die öffentliche Zugänglichmachung nach Absatz 1 ist eine angemessene Vergütung 
zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht 
werden. 

Fußnote 

(+++ § 52a: Zur Nichtanwendung vgl. § 137k (F ab 10.9.2003 bis 14.12.2012) +++) 
 

§ 52b Wiedergabe von Werken an elektronischen Leseplätzen in öffentlichen 
Bibliotheken, Museen und Archiven 

Zulässig ist, veröffentlichte Werke aus dem Bestand öffentlich zugänglicher Bibliotheken, 
Museen oder Archive, die keinen unmittelbar oder mittelbar wirtschaftlichen oder 
Erwerbszweck verfolgen, ausschließlich in den Räumen der jeweiligen Einrichtung an eigens 
dafür eingerichteten elektronischen Leseplätzen zur Forschung und für private Studien 
zugänglich zu machen, soweit dem keine vertraglichen Regelungen entgegenstehen. Es 
dürfen grundsätzlich nicht mehr Exemplare eines Werkes an den eingerichteten 
elektronischen Leseplätzen gleichzeitig zugänglich gemacht werden, als der Bestand der 
Einrichtung umfasst. Für die Zugänglichmachung ist eine angemessene Vergütung zu 
zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht 
werden. 
 

§ 53 Vervielfältigungen zum privaten und sonstigen eigenen Gebrauch 

(1) Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines Werkes durch eine natürliche Person zum 
privaten Gebrauch auf beliebigen Trägern, sofern sie weder unmittelbar noch mittelbar 
Erwerbszwecken dienen, soweit nicht zur Vervielfältigung eine offensichtlich rechtswidrig 
hergestellte oder öffentlich zugänglich gemachte Vorlage verwendet wird. Der zur 
Vervielfältigung Befugte darf die Vervielfältigungsstücke auch durch einen anderen herstellen 
lassen, sofern dies unentgeltlich geschieht oder es sich um Vervielfältigungen auf Papier 
oder einem ähnlichen Träger mittels beliebiger photomechanischer Verfahren oder anderer 
Verfahren mit ähnlicher Wirkung handelt. 

(2) Zulässig ist, einzelne Vervielfältigungsstücke eines Werkes herzustellen oder herstellen 
zu lassen  

 
1. zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, wenn und soweit die Vervielfältigung zu 

diesem Zweck geboten ist und sie keinen gewerblichen Zwecken dient, 

2. zur Aufnahme in ein eigenes Archiv, wenn und soweit die Vervielfältigung zu diesem 
Zweck geboten ist und als Vorlage für die Vervielfältigung ein eigenes Werkstück 
benutzt wird, 

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen, wenn es sich um ein durch Funk 
gesendetes Werk handelt, 
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4. zum sonstigen eigenen Gebrauch, 

a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen Werkes oder um einzelne Beiträge 
handelt, die in Zeitungen oder Zeitschriften erschienen sind, 

b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk handelt. 

Dies gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 2 nur, wenn zusätzlich  

 
1. die Vervielfältigung auf Papier oder einem ähnlichen Träger mittels beliebiger 

photomechanischer Verfahren oder anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung 
vorgenommen wird oder 

2. eine ausschließlich analoge Nutzung stattfindet oder 

3. das Archiv im öffentlichen Interesse tätig ist und keinen unmittelbar oder mittelbar 
wirtschaftlichen oder Erwerbszweck verfolgt. 

 
Dies gilt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 und 4 nur, wenn zusätzlich eine der 
Voraussetzungen des Satzes 2 Nr. 1 oder 2 vorliegt. 

(3) Zulässig ist, Vervielfältigungsstücke von kleinen Teilen eines Werkes, von Werken von 
geringem Umfang oder von einzelnen Beiträgen, die in Zeitungen oder Zeitschriften 
erschienen oder öffentlich zugänglich gemacht worden sind, zum eigenen Gebrauch 

  
1. zur Veranschaulichung des Unterrichts in Schulen, in nichtgewerblichen Einrichtungen 

der Aus- und Weiterbildung sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in der für die 
Unterrichtsteilnehmer erforderlichen Anzahl oder 

2. für staatliche Prüfungen und Prüfungen in Schulen, Hochschulen, in nichtgewerblichen 
Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie in der Berufsbildung in der 
erforderlichen Anzahl 

 
herzustellen oder herstellen zu lassen, wenn und soweit die Vervielfältigung zu diesem 
Zweck geboten ist. Die Vervielfältigung eines Werkes, das für den Unterrichtsgebrauch an 
Schulen bestimmt ist, ist stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig. 

(4) Die Vervielfältigung  

 
a) graphischer Aufzeichnungen von Werken der Musik, 

b)eines Buches oder einer Zeitschrift, wenn es sich um eine im wesentlichen vollständige 
Vervielfältigung handelt, 

 
ist, soweit sie nicht durch Abschreiben vorgenommen wird, stets nur mit Einwilligung des 
Berechtigten zulässig oder unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 oder 
zum eigenen Gebrauch, wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes Werk 
handelt. 
 
(5) Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bis 4 sowie Absatz 3 Nr. 2 finden keine Anwendung auf 
Datenbankwerke, deren Elemente einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel zugänglich sind. 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 sowie Absatz 3 Nr. 1 finden auf solche Datenbankwerke mit der 
Maßgabe Anwendung, dass der wissenschaftliche Gebrauch sowie der Gebrauch im 
Unterricht nicht zu gewerblichen Zwecken erfolgen. 
 
(6) Die Vervielfältigungsstücke dürfen weder verbreitet noch zu öffentlichen Wiedergaben 
benutzt werden. Zulässig ist jedoch, rechtmäßig hergestellte Vervielfältigungsstücke von 
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Zeitungen und vergriffenen Werken sowie solche Werkstücke zu verleihen, bei denen kleine 
beschädigte oder abhanden gekommene Teile durch Vervielfältigungsstücke ersetzt worden 
sind. 
 
(7) Die Aufnahme öffentlicher Vorträge, Aufführungen oder Vorführungen eines Werkes auf 
Bild- oder Tonträger, die Ausführung von Plänen und Entwürfen zu Werken der bildenden 
Künste und der Nachbau eines Werkes der Baukunst sind stets nur mit Einwilligung des 
Berechtigten zulässig. 
 

§ 53a Kopienversand auf Bestellung 

(1) Zulässig ist auf Einzelbestellung die Vervielfältigung und Übermittlung einzelner in 
Zeitungen und Zeitschriften erschienener Beiträge sowie kleiner Teile eines erschienenen 
Werkes im Wege des Post- oder Faxversands durch öffentliche Bibliotheken, sofern die 
Nutzung durch den Besteller nach § 53 zulässig ist. Die Vervielfältigung und Übermittlung in 
sonstiger elektronischer Form ist ausschließlich als grafische Datei und zur 
Veranschaulichung des Unterrichts oder für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung 
zulässig, soweit dies zur Verfolgung nicht gewerblicher Zwecke gerechtfertigt ist. Die 
Vervielfältigung und Übermittlung in sonstiger elektronischer Form ist ferner nur dann 
zulässig, wenn der Zugang zu den Beiträgen oder kleinen Teilen eines Werkes den 
Mitgliedern der Öffentlichkeit nicht offensichtlich von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl mittels 
einer vertraglichen Vereinbarung zu angemessenen Bedingungen ermöglicht wird. 
 
(2) Für die Vervielfältigung und Übermittlung ist dem Urheber eine angemessene Vergütung 
zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht 
werden. 
 

§ 54 Vergütungspflicht 

(1) Ist nach der Art eines Werkes zu erwarten, dass es nach § 53 Abs. 1 bis 3 vervielfältigt 
wird, so hat der Urheber des Werkes gegen den Hersteller von Geräten und von 
Speichermedien, deren Typ allein oder in Verbindung mit anderen Geräten, Speichermedien 
oder Zubehör zur Vornahme solcher Vervielfältigungen benutzt wird, Anspruch auf Zahlung 
einer angemessenen Vergütung. 
 
(2) Der Anspruch nach Absatz 1 entfällt, soweit nach den Umständen erwartet werden kann, 
dass die Geräte oder Speichermedien im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht zu 
Vervielfältigungen benutzt werden. 
 
………. 
 
 
 

§ 55 Vervielfältigung durch Sendeunternehmen 

(1) Ein Sendeunternehmen, das zur Funksendung eines Werkes berechtigt ist, darf das 
Werk mit eigenen Mitteln auf Bild- oder Tonträger übertragen, um diese zur Funksendung 
über jeden seiner Sender oder Richtstrahler je einmal zu benutzen. Die Bild- oder Tonträger 
sind spätestens einen Monat nach der ersten Funksendung des Werkes zu löschen. 
(2) Bild- oder Tonträger, die außergewöhnlichen dokumentarischen Wert haben, brauchen 
nicht gelöscht zu werden, wenn sie in ein amtliches Archiv aufgenommen werden. Von der 
Aufnahme in das Archiv ist der Urheber unverzüglich zu benachrichtigen. 
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§ 55a Benutzung eines Datenbankwerkes 

Zulässig ist die Bearbeitung sowie die Vervielfältigung eines Datenbankwerkes durch den 
Eigentümer eines mit Zustimmung des Urhebers durch Veräußerung in Verkehr gebrachten 
Vervielfältigungsstücks des Datenbankwerkes, den in sonstiger Weise zu dessen Gebrauch 
Berechtigten oder denjenigen, dem ein Datenbankwerk aufgrund eines mit dem Urheber 
oder eines mit dessen Zustimmung mit einem Dritten geschlossenen Vertrags zugänglich 
gemacht wird, wenn und soweit die Bearbeitung oder Vervielfältigung für den Zugang zu den 
Elementen des Datenbankwerkes und für dessen übliche Benutzung erforderlich ist. Wird 
aufgrund eines Vertrags nach Satz 1 nur ein Teil des Datenbankwerkes zugänglich gemacht, 
so ist nur die Bearbeitung sowie die Vervielfältigung dieses Teils zulässig. 
Entgegenstehende vertragliche Vereinbarungen sind nichtig. 

§ 56 Vervielfältigung und öffentliche Wiedergabe in Geschäftsbetrieben 

(1) In Geschäftsbetrieben, in denen Geräte zur Herstellung oder zur Wiedergabe von Bild- 
oder Tonträgern, zum Empfang von Funksendungen oder zur elektronischen 
Datenverarbeitung vertrieben oder instand gesetzt werden, ist die Übertragung von Werken 
auf Bild-, Ton- oder Datenträger, die öffentliche Wahrnehmbarmachung von Werken mittels 
Bild-, Ton- oder Datenträger sowie die öffentliche Wahrnehmbarmachung von 
Funksendungen und öffentliche Zugänglichmachungen von Werken zulässig, soweit dies 
notwendig ist, um diese Geräte Kunden vorzuführen oder instand zu setzen. 
(2) Nach Absatz 1 hergestellte Bild-, Ton- oder Datenträger sind unverzüglich zu löschen. 
 

§ 57 Unwesentliches Beiwerk 

Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von Werken, wenn 
sie als unwesentliches Beiwerk neben dem eigentlichen Gegenstand der Vervielfältigung, 
Verbreitung oder öffentlichen Wiedergabe anzusehen sind. 
 

§ 58 Werke in Ausstellungen, öffentlichem Verkauf und öffentlich zugänglichen 
Einrichtungen 

(1) Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Zugänglichmachung von 
öffentlich ausgestellten oder zur öffentlichen Ausstellung oder zum öffentlichen Verkauf 
bestimmten Werken der bildenden Künste und Lichtbildwerken durch den Veranstalter zur 
Werbung, soweit dies zur Förderung der Veranstaltung erforderlich ist. 
(2) Zulässig ist ferner die Vervielfältigung und Verbreitung der in Absatz 1 genannten Werke 
in Verzeichnissen, die von öffentlich zugänglichen Bibliotheken, Bildungseinrichtungen oder 
Museen in inhaltlichem und zeitlichem Zusammenhang mit einer Ausstellung oder zur 
Dokumentation von Beständen herausgegeben werden und mit denen kein eigenständiger 
Erwerbszweck verfolgt wird. 
 

§ 59 Werke an öffentlichen Plätzen 
 

(1) Zulässig ist, Werke, die sich bleibend an öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen 
befinden, mit Mitteln der Malerei oder Graphik, durch Lichtbild oder durch Film zu 
vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich wiederzugeben. Bei Bauwerken erstrecken sich 
diese Befugnisse nur auf die äußere Ansicht. 
(2) Die Vervielfältigungen dürfen nicht an einem Bauwerk vorgenommen werden. 
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§ 60 Bildnisse 

(1) Zulässig ist die Vervielfältigung sowie die unentgeltliche und nicht zu gewerblichen 
Zwecken vorgenommene Verbreitung eines Bildnisses durch den Besteller des Bildnisses 
oder seinen Rechtsnachfolger oder bei einem auf Bestellung geschaffenen Bildnis durch den 
Abgebildeten oder nach dessen Tod durch seine Angehörigen oder durch einen im Auftrag 
einer dieser Personen handelnden Dritten. Handelt es sich bei dem Bildnis um ein Werk der 
bildenden Künste, so ist die Verwertung nur durch Lichtbild zulässig. 
(2) Angehörige im Sinne von Absatz 1 Satz 1 sind der Ehegatte oder der Lebenspartner und 
die Kinder oder, wenn weder ein Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, 
die Eltern. 

§ 63 Quellenangabe 

(1) Wenn ein Werk oder ein Teil eines Werkes in den Fällen des § 45 Abs. 1, der §§ 45a bis 
48, 50, 51, 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 sowie der §§ 58, 59, 61 und 61c 
vervielfältigt wird, ist stets die Quelle deutlich anzugeben. Bei der Vervielfältigung ganzer 
Sprachwerke oder ganzer Werke der Musik ist neben dem Urheber auch der Verlag 
anzugeben, in dem das Werk erschienen ist, und außerdem kenntlich zu machen, ob an dem 
Werk Kürzungen oder andere Änderungen vorgenommen worden sind. Die Verpflichtung zur 
Quellenangabe entfällt, wenn die Quelle weder auf dem benutzten Werkstück oder bei der 
benutzten Werkwiedergabe genannt noch dem zur Vervielfältigung Befugten anderweit 
bekannt ist. 
(2) Soweit nach den Bestimmungen dieses Abschnitts die öffentliche Wiedergabe eines 
Werkes zulässig ist, ist die Quelle deutlich anzugeben, wenn und soweit die Verkehrssitte es 
erfordert. In den Fällen der öffentlichen Wiedergabe nach den §§ 46, 48, 51 und 52a sowie 
der öffentlichen Zugänglichmachung nach den §§ 61 und 61c ist die Quelle einschließlich 
des Namens des Urhebers stets anzugeben, es sei denn, dass dies nicht möglich ist. 
(3) Wird ein Artikel aus einer Zeitung oder einem anderen Informationsblatt nach § 49 Abs. 1 
in einer anderen Zeitung oder in einem anderen Informationsblatt abgedruckt oder durch 
Funk gesendet, so ist stets außer dem Urheber, der in der benutzten Quelle bezeichnet ist, 
auch die Zeitung oder das Informationsblatt anzugeben, woraus der Artikel entnommen ist; 
ist dort eine andere Zeitung oder ein anderes Informationsblatt als Quelle angeführt, so ist 
diese Zeitung oder dieses Informationsblatt anzugeben. Wird ein Rundfunkkommentar nach 
§ 49 Abs. 1 in einer Zeitung oder einem anderen Informationsblatt abgedruckt oder durch 
Funk gesendet, so ist stets außer dem Urheber auch das Sendeunternehmen anzugeben, 
das den Kommentar gesendet hat. 

§ 63a Gesetzliche Vergütungsansprüche 

Auf gesetzliche Vergütungsansprüche nach diesem Abschnitt kann der Urheber im Voraus 
nicht verzichten. Sie können im Voraus nur an eine Verwertungsgesellschaft oder zusammen 
mit der Einräumung des Verlagsrechts dem Verleger abgetreten werden, wenn dieser sie 
durch eine Verwertungsgesellschaft wahrnehmen lässt, die Rechte von Verlegern und 
Urhebern gemeinsam wahrnimmt. 
 

Abschnitt 7 
Dauer des Urheberrechts 

§ 64 Allgemeines 

Das Urheberrecht erlischt siebzig Jahre nach dem Tode des Urhebers. 
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§ 65 Miturheber, Filmwerke, Musikkomposition mit Text 

(1) Steht das Urheberrecht mehreren Miturhebern (§ 8) zu, so erlischt es siebzig Jahre nach 
dem Tode des längstlebenden Miturhebers. 
(2) Bei Filmwerken und Werken, die ähnlich wie Filmwerke hergestellt werden, erlischt das 
Urheberrecht siebzig Jahre nach dem Tod des Längstlebenden der folgenden Personen: 
Hauptregisseur, Urheber des Drehbuchs, Urheber der Dialoge, Komponist der für das 
betreffende Filmwerk komponierten Musik. 
(3) Die Schutzdauer einer Musikkomposition mit Text erlischt 70 Jahre nach dem Tod des 
Längstlebenden der folgenden Personen: Verfasser des Textes, Komponist der 
Musikkomposition, sofern beide Beiträge eigens für die betreffende Musikkomposition mit 
Text geschaffen wurden. Dies gilt unabhängig davon, ob diese Personen als Miturheber 
ausgewiesen sind. 
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Telemediengesetz (TMG) 
 

 

Das G wurde als Artikel 1 des G v. 26.2.2007 I 179 vom Bundestag beschlossen. Es ist gem. 
Art. 5 Satz 1 dieses G iVm Bek. v. 1.3.2007 I 251 am 1.3.2007 in Kraft getreten. 

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für alle elektronischen Informations- und Kommunikationsdienste, 
soweit sie nicht Telekommunikationsdienste nach § 3 Nr. 24 des 
Telekommunikationsgesetzes, die ganz in der Übertragung von Signalen über 
Telekommunikationsnetze bestehen, telekommunikationsgestützte Dienste nach § 3 Nr. 25 
des Telekommunikationsgesetzes oder Rundfunk nach § 2 des Rundfunkstaatsvertrages 
sind (Telemedien). Dieses Gesetz gilt für alle Anbieter einschließlich der öffentlichen Stellen 
unabhängig davon, ob für die Nutzung ein Entgelt erhoben wird. 
 
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für den Bereich der Besteuerung. 
 
(3) Das Telekommunikationsgesetz und die Pressegesetze bleiben unberührt. 
 
(4) Die an die Inhalte von Telemedien zu richtenden besonderen Anforderungen ergeben 
sich aus dem Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien (Rundfunkstaatsvertrag). 
 
(5) Dieses Gesetz trifft weder Regelungen im Bereich des internationalen Privatrechts noch 
regelt es die Zuständigkeit der Gerichte. 

(6) Die besonderen Bestimmungen dieses Gesetzes für audiovisuelle Mediendienste auf 
Abruf gelten nicht für Dienste, die  
 

1. ausschließlich zum Empfang in Drittländern bestimmt sind und 

2. nicht unmittelbar oder mittelbar von der Allgemeinheit mit handelsüblichen 
Verbraucherendgeräten in einem Staat innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinie 
89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der 
Fernsehtätigkeit (ABl. L 298 vom 17.10.1989, S. 23), die zuletzt durch die Richtlinie 
2007/65/EG (ABl. L 332 vom 18.12.2007, S. 27) geändert worden ist, empfangen 
werden. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes  
1. ist Diensteanbieter jede natürliche oder juristische Person, die eigene oder fremde 

Telemedien zur Nutzung bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermittelt; bei 
audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf ist Diensteanbieter jede natürliche oder 
juristische Person, die die Auswahl und Gestaltung der angebotenen Inhalte wirksam 
kontrolliert, 
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2. ist niedergelassener Diensteanbieter jeder Anbieter, der mittels einer festen Einrichtung 
auf unbestimmte Zeit Telemedien geschäftsmäßig anbietet oder erbringt; der Standort 
der technischen Einrichtung allein begründet keine Niederlassung des Anbieters, 

2a. ist drahtloses lokales Netzwerk ein Drahtloszugangssystem mit geringer Leistung und 
geringer Reichweite sowie mit geringem Störungsrisiko für weitere, von anderen 
Nutzern in unmittelbarer Nähe installierte Systeme dieser Art, welches nicht exklusive 
Grundfrequenzen nutzt, 

3. ist Nutzer jede natürliche oder juristische Person, die Telemedien nutzt, insbesondere 
um Informationen zu erlangen oder zugänglich zu machen, 

4. sind Verteildienste Telemedien, die im Wege einer Übertragung von Daten ohne 
individuelle Anforderung gleichzeitig für eine unbegrenzte Anzahl von Nutzern erbracht 
werden, 

5. ist kommerzielle Kommunikation jede Form der Kommunikation, die der unmittelbaren 
oder mittelbaren Förderung des Absatzes von Waren, Dienstleistungen oder des 
Erscheinungsbilds eines Unternehmens, einer sonstigen Organisation oder einer 
natürlichen Person dient, die eine Tätigkeit im Handel, Gewerbe oder Handwerk oder 
einen freien Beruf ausübt; die Übermittlung der folgenden Angaben stellt als solche 
keine Form der kommerziellen Kommunikation dar: 

a) Angaben, die unmittelbaren Zugang zur Tätigkeit des Unternehmens oder der 
Organisation oder Person ermöglichen, wie insbesondere ein Domain-Name oder 
eine Adresse der elektronischen Post, 

b) Angaben in Bezug auf Waren und Dienstleistungen oder das Erscheinungsbild eines 
Unternehmens, einer Organisation oder Person, die unabhängig und insbesondere 
ohne finanzielle Gegenleistung gemacht werden. 

6. sind „audiovisuelle Mediendienste auf Abruf“ Telemedien mit Inhalten, die nach Form 
und Inhalt fernsehähnlich sind und die von einem Diensteanbieter zum individuellen 
Abruf zu einem vom Nutzer gewählten Zeitpunkt und aus einem vom Diensteanbieter 
festgelegten Inhaltekatalog bereitgestellt werden. 

 
Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft gleich, die mit der Fähigkeit 
ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen. 
 
 
§ 2a Europäisches Sitzland 
2  
(1) Innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der 
Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im 
Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“) (ABl. L 178 vom 
17.7.2000, S. 1) bestimmt sich das Sitzland des Diensteanbieters danach, wo dieser seine 
Geschäftstätigkeit tatsächlich ausübt. Dies ist der Ort, an dem sich der Mittelpunkt der 
Tätigkeiten des Diensteanbieters im Hinblick auf ein bestimmtes Telemedienangebot 
befindet. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinie 2010/13/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung 
audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) (ABl. L 95 vom 
15.4.2010, S. 1) bei audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf Deutschland als Sitzland des 
Diensteanbieters, wenn  

1. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen über 
den audiovisuellen Mediendienst dort getroffen werden, 
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2. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen über 
den audiovisuellen Mediendienst in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union getroffen werden, jedoch  

a) ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des audiovisuellen Mediendienstes 
betrauten Personals in Deutschland tätig ist, 

b) ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des audiovisuellen Mediendienstes 
betrauten Personals sowohl in Deutschland als auch in dem anderen Mitgliedstaat 
tätig ist oder 

c) ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des audiovisuellen Mediendienstes 
betrauten Personals weder in Deutschland noch in dem anderen Mitgliedstaat tätig 
ist, aber der Diensteanbieter zuerst in Deutschland seine Tätigkeit aufgenommen 
hat und eine dauerhafte und tatsächliche Verbindung mit der Wirtschaft 
Deutschlands fortbesteht, oder 

3.die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen über 
den audiovisuellen Mediendienst in einem Drittstaat getroffen werden oder umgekehrt, 
aber ein wesentlicher Teil des mit der Bereitstellung des audiovisuellen 
Mediendienstes betrauten Personals in Deutschland tätig ist. 

(3) Für audiovisuelle Mediendiensteanbieter, die nicht bereits aufgrund ihrer Niederlassung 
der Rechtshoheit Deutschlands oder eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union 
unterliegen, gilt Deutschland als Sitzland, wenn sie  

 
1. eine in Deutschland gelegene Satelliten-Bodenstation für die Aufwärtsstrecke nutzen 

oder 

2. zwar keine in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union gelegene Satelliten-
Bodenstation für die Aufwärtsstrecke nutzen, aber eine Deutschland zugewiesene 
Übertragungskapazität eines Satelliten nutzen. 

Liegt keines dieser beiden Kriterien vor, gilt Deutschland auch als Sitzland für 
Diensteanbieter, die in Deutschland gemäß den Artikeln 49 bis 55 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union niedergelassen sind. 
 
2  

§ 2a dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) (ABl. 
L 95 vom 15.4.2010, S. 1). 

§ 3 Herkunftslandprinzip 

(1) In der Bundesrepublik Deutschland nach § 2a niedergelassene Diensteanbieter und ihre 
Telemedien unterliegen den Anforderungen des deutschen Rechts auch dann, wenn die 
Telemedien in einem anderen Staat innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinien 
2000/31/EG und 89/552/EWG geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden. 
 
(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von Telemedien, die in der Bundesrepublik Deutschland 
von Diensteanbietern geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, die in einem 
anderen Staat innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinien 2000/31/EG und 89/552/EWG 
niedergelassen sind, wird nicht eingeschränkt. Absatz 5 bleibt unberührt. 

(3) Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt  

 
1. die Freiheit der Rechtswahl, 

2. die Vorschriften für vertragliche Schuldverhältnisse in Bezug auf Verbraucherverträge, 
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3. gesetzliche Vorschriften über die Form des Erwerbs von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten sowie der Begründung, Übertragung, Änderung oder 
Aufhebung von dinglichen Rechten an Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten, 

4. das für den Schutz personenbezogener Daten geltende Recht. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für  

 
1. die Tätigkeit von Notaren sowie von Angehörigen anderer Berufe, soweit diese 

ebenfalls hoheitlich tätig sind, 

2. die Vertretung von Mandanten und die Wahrnehmung ihrer Interessen vor Gericht, 

3. die Zulässigkeit nicht angeforderter kommerzieller Kommunikationen durch 
elektronische Post, 

4. Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstellenden Einsatz bei Glücksspielen, 
einschließlich Lotterien und Wetten, 

5. die Anforderungen an Verteildienste, 

6. das Urheberrecht, verwandte Schutzrechte, Rechte im Sinne der Richtlinie 87/54/EWG 
des Rates vom 16. Dezember 1986 über den Rechtsschutz der Topographien von 
Halbleitererzeugnissen (ABl. EG Nr. L 24 S. 36) und der Richtlinie 96/9/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 1996 über den rechtlichen 
Schutz von Datenbanken (ABl. EG Nr. L 77 S. 20) sowie für gewerbliche Schutzrechte, 

7. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute, die gemäß Artikel 8 Abs. 1 der 
Richtlinie 2000/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. 
September 2000 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten (ABl. EG Nr. L 275 S. 39) von der Anwendung einiger oder aller 
Vorschriften dieser Richtlinie und von der Anwendung der Richtlinie 2000/12/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. März 2000 über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute (ABl. EG Nr. L 126 S. 1) freigestellt sind, 

8. Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem Kartellrecht unterliegen, 

9. die von den §§ 12, 13a bis 13c, 55a, 83, 110a bis 110d, 111b und 111c des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2305) geändert worden ist, in der am 31. Dezember 2015 
geltenden Fassung und der Versicherungsberichterstattungs-Verordnung erfassten 
Bereiche, die Regelungen über das auf Versicherungsverträge anwendbare Recht 
sowie für Pflichtversicherungen. 

(5) Das Angebot und die Erbringung von Telemedien durch einen Diensteanbieter, der in 
einem anderen Staat im Geltungsbereich der Richtlinien 2000/31/EG oder 89/552/EWG 
niedergelassen ist, unterliegen abweichend von Absatz 2 den Einschränkungen des 
innerstaatlichen Rechts, soweit dieses dem Schutz  

 
1. der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbesondere im Hinblick auf die Verhütung, 

Ermittlung, Aufklärung, Verfolgung und Vollstreckung von Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten, einschließlich des Jugendschutzes und der Bekämpfung der 
Hetze aus Gründen der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der Nationalität 
sowie von Verletzungen der Menschenwürde einzelner Personen sowie die Wahrung 
nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinteressen, 

2. der öffentlichen Gesundheit, 

3. der Interessen der Verbraucher, einschließlich des Schutzes von Anlegern, 
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vor Beeinträchtigungen oder ernsthaften und schwerwiegenden Gefahren dient und die auf 
der Grundlage des innerstaatlichen Rechts in Betracht kommenden Maßnahmen in einem 
angemessenen Verhältnis zu diesen Schutzzielen stehen. Für das Verfahren zur Einleitung 
von Maßnahmen nach Satz 1 - mit Ausnahme von gerichtlichen Verfahren einschließlich 
etwaiger Vorverfahren und der Verfolgung von Straftaten einschließlich der 
Strafvollstreckung und von Ordnungswidrigkeiten - sehen Artikel 3 Abs. 4 und 5 der Richtlinie 
2000/31/EG sowie Artikel 2a Absatz 4 und 5 der Richtlinie 89/552/EWG Konsultations- und 
Informationspflichten vor. 

Abschnitt 2 
Zulassungsfreiheit und Informationspflichten 

§ 4 Zulassungsfreiheit 

Telemedien sind im Rahmen der Gesetze zulassungs- und anmeldefrei. 

§ 5 Allgemeine Informationspflichten 

(1) Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige, in der Regel gegen Entgelt angebotene 
Telemedien folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und ständig 
verfügbar zu halten:  

1. den Namen und die Anschrift, unter der sie niedergelassen sind, bei juristischen 
Personen zusätzlich die Rechtsform, den Vertretungsberechtigten und, sofern 
Angaben über das Kapital der Gesellschaft gemacht werden, das Stamm- oder 
Grundkapital sowie, wenn nicht alle in Geld zu leistenden Einlagen eingezahlt sind, der 
Gesamtbetrag der ausstehenden Einlagen, 

2. Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktaufnahme und unmittelbare 
Kommunikation mit ihnen ermöglichen, einschließlich der Adresse der elektronischen 
Post, 

3. soweit der Dienst im Rahmen einer Tätigkeit angeboten oder erbracht wird, die der 
behördlichen Zulassung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichtsbehörde, 

4. das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschaftsregister oder 
Genossenschaftsregister, in das sie eingetragen sind, und die entsprechende 
Registernummer, 

5. soweit der Dienst in Ausübung eines Berufs im Sinne von Artikel 1 Buchstabe d der 
Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine 
Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschließen (ABl. EG Nr. L 19 S. 16), oder im Sinne von Artikel 1 
Buchstabe f der Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite 
allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in 
Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABl. EG Nr. L 209 S. 25, 1995 Nr. L 17 S. 20), 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/38/EG der Kommission vom 20. Juni 1997 
(ABl. EG Nr. L 184 S. 31), angeboten oder erbracht wird, Angaben über 

a) die Kammer, welcher die Diensteanbieter angehören, 

b) die gesetzliche Berufsbezeichnung und den Staat, in dem die Berufsbezeichnung 
verliehen worden ist, 

c) die Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelungen und dazu, wie diese zugänglich 
sind, 
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6. in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikationsnummer nach § 27a des 
Umsatzsteuergesetzes oder eine Wirtschafts-Identifikationsnummer nach § 139c der 
Abgabenordnung besitzen, die Angabe dieser Nummer, 

7. bei Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, die sich in Abwicklung oder Liquidation befinden, die Angabe 
hierüber. 

 
(2) Weitergehende Informationspflichten nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

§ 6 Besondere Informationspflichten bei kommerziellen Kommunikationen 

(1) Diensteanbieter haben bei kommerziellen Kommunikationen, die Telemedien oder 
Bestandteile von Telemedien sind, mindestens die folgenden Voraussetzungen zu beachten:  

1. Kommerzielle Kommunikationen müssen klar als solche zu erkennen sein. 

2. Die natürliche oder juristische Person, in deren Auftrag kommerzielle Kommunikationen 
erfolgen, muss klar identifizierbar sein. 

3. Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnachlässe, Zugaben und Geschenke 
müssen klar als solche erkennbar sein, und die Bedingungen für ihre 
Inanspruchnahme müssen leicht zugänglich sein sowie klar und unzweideutig 
angegeben werden. 

4.Preisausschreiben oder Gewinnspiele mit Werbecharakter müssen klar als solche 
erkennbar und die Teilnahmebedingungen leicht zugänglich sein sowie klar und 
unzweideutig angegeben werden. 

 
(2) Werden kommerzielle Kommunikationen per elektronischer Post versandt, darf in der 
Kopf- und Betreffzeile weder der Absender noch der kommerzielle Charakter der Nachricht 
verschleiert oder verheimlicht werden. Ein Verschleiern oder Verheimlichen liegt dann vor, 
wenn die Kopf- und Betreffzeile absichtlich so gestaltet sind, dass der Empfänger vor 
Einsichtnahme in den Inhalt der Kommunikation keine oder irreführende Informationen über 
die tatsächliche Identität des Absenders oder den kommerziellen Charakter der Nachricht 
erhält. 
 
(3) Die Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb bleiben unberührt. 

Abschnitt 3 
Verantwortlichkeit 

§ 7 Allgemeine Grundsätze 

(1) Diensteanbieter sind für eigene Informationen, die sie zur Nutzung bereithalten, nach den 
allgemeinen Gesetzen verantwortlich. 
 
(2) Diensteanbieter im Sinne der §§ 8 bis 10 sind nicht verpflichtet, die von ihnen 
übermittelten oder gespeicherten Informationen zu überwachen oder nach Umständen zu 
forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen. Verpflichtungen zur Entfernung oder 
Sperrung der Nutzung von Informationen nach den allgemeinen Gesetzen bleiben auch im 
Falle der Nichtverantwortlichkeit des Diensteanbieters nach den §§ 8 bis 10 unberührt. Das 
Fernmeldegeheimnis nach § 88 des Telekommunikationsgesetzes ist zu wahren. 
 

§ 8 Durchleitung von Informationen 
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(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie in einem Kommunikationsnetz 
übermitteln oder zu denen sie den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht verantwortlich, 
sofern sie  

 
1. die Übermittlung nicht veranlasst, 

2. den Adressaten der übermittelten Informationen nicht ausgewählt und 

3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt oder verändert haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Diensteanbieter absichtlich mit einem Nutzer 
seines Dienstes zusammenarbeitet, um rechtswidrige Handlungen zu begehen. 

 

(2) Die Übermittlung von Informationen nach Absatz 1 und die Vermittlung des Zugangs zu 
ihnen umfasst auch die automatische kurzzeitige Zwischenspeicherung dieser Informationen, 
soweit dies nur zur Durchführung der Übermittlung im Kommunikationsnetz geschieht und 
die Informationen nicht länger gespeichert werden, als für die Übermittlung üblicherweise 
erforderlich ist. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Diensteanbieter nach Absatz 1, die Nutzern einen 
Internetzugang über ein drahtloses lokales Netzwerk zur Verfügung stellen. 
 

§ 9 Zwischenspeicherung zur beschleunigten Übermittlung von Informationen 

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich begrenzte Zwischenspeicherung, die 
allein dem Zweck dient, die Übermittlung fremder Informationen an andere Nutzer auf deren 
Anfrage effizienter zu gestalten, nicht verantwortlich, sofern sie  

1. die Informationen nicht verändern, 

2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informationen beachten, 

3. die Regeln für die Aktualisierung der Informationen, die in weithin anerkannten und 
verwendeten Industriestandards festgelegt sind, beachten, 

4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur Sammlung von Daten über die Nutzung 
der Informationen, die in weithin anerkannten und verwendeten Industriestandards 
festgelegt sind, nicht beeinträchtigen und 

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vorschrift gespeicherte Informationen zu 
entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, sobald sie Kenntnis davon erhalten 
haben, dass die Informationen am ursprünglichen Ausgangsort der Übertragung aus 
dem Netz entfernt wurden oder der Zugang zu ihnen gesperrt wurde oder ein Gericht 
oder eine Verwaltungsbehörde die Entfernung oder Sperrung angeordnet hat. 

§ 8 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

§ 10 Speicherung von Informationen 

Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie für einen Nutzer speichern, nicht 
verantwortlich, sofern  

1. sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung oder der Information haben und 
ihnen im Falle von Schadensersatzansprüchen auch keine Tatsachen oder Umstände 
bekannt sind, aus denen die rechtswidrige Handlung oder die Information offensichtlich 
wird, oder 
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2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um die Information zu entfernen oder den Zugang 
zu ihr zu sperren, sobald sie diese Kenntnis erlangt haben. 

 
Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem Diensteanbieter untersteht oder von 
ihm beaufsichtigt wird. 

Abschnitt 4 
Datenschutz 

§ 11 Anbieter-Nutzer-Verhältnis 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nicht für die Erhebung und Verwendung 
personenbezogener Daten der Nutzer von Telemedien, soweit die Bereitstellung solcher 
Dienste  

1. im Dienst- und Arbeitsverhältnis zu ausschließlich beruflichen oder dienstlichen 
Zwecken oder 

2. innerhalb von oder zwischen nicht öffentlichen Stellen oder öffentlichen Stellen 
ausschließlich zur Steuerung von Arbeits- oder Geschäftsprozessen erfolgt. 

 
(2) Nutzer im Sinne dieses Abschnitts ist jede natürliche Person, die Telemedien nutzt, 
insbesondere um Informationen zu erlangen oder zugänglich zu machen. 
 
(3) Bei Telemedien, die überwiegend in der Übertragung von Signalen über 
Telekommunikationsnetze bestehen, gelten für die Erhebung und Verwendung 
personenbezogener Daten der Nutzer nur § 15 Absatz 8 und § 16 Absatz 2 Nummer 4. 
 

§ 12 Grundsätze 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten zur Bereitstellung von Telemedien 
nur erheben und verwenden, soweit dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift, die 
sich ausdrücklich auf Telemedien bezieht, es erlaubt oder der Nutzer eingewilligt hat. 
 
(2) Der Diensteanbieter darf für die Bereitstellung von Telemedien erhobene 
personenbezogene Daten für andere Zwecke nur verwenden, soweit dieses Gesetz oder 
eine andere Rechtsvorschrift, die sich ausdrücklich auf Telemedien bezieht, es erlaubt oder 
der Nutzer eingewilligt hat. 
 
(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die jeweils geltenden Vorschriften für den Schutz 
personenbezogener Daten anzuwenden, auch wenn die Daten nicht automatisiert verarbeitet 
werden. 
 

§ 13 Pflichten des Diensteanbieters 

(1) Der Diensteanbieter hat den Nutzer zu Beginn des Nutzungsvorgangs über Art, Umfang 
und Zwecke der Erhebung und Verwendung personenbezogener Daten sowie über die 
Verarbeitung seiner Daten in Staaten außerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr (ABl. EG Nr. L 281 S. 31) in allgemein verständlicher Form zu unterrichten, 
sofern eine solche Unterrichtung nicht bereits erfolgt ist. Bei einem automatisierten 
Verfahren, das eine spätere Identifizierung des Nutzers ermöglicht und eine Erhebung oder 
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Verwendung personenbezogener Daten vorbereitet, ist der Nutzer zu Beginn dieses 
Verfahrens zu unterrichten. Der Inhalt der Unterrichtung muss für den Nutzer jederzeit 
abrufbar sein. 

(2) Die Einwilligung kann elektronisch erklärt werden, wenn der Diensteanbieter sicherstellt, 
dass  

1. der Nutzer seine Einwilligung bewusst und eindeutig erteilt hat, 

2. die Einwilligung protokolliert wird, 

3. der Nutzer den Inhalt der Einwilligung jederzeit abrufen kann und 

4. der Nutzer die Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen kann. 

 
(3) Der Diensteanbieter hat den Nutzer vor Erklärung der Einwilligung auf das Recht nach 
Absatz 2 Nr. 4 hinzuweisen. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Der Diensteanbieter hat durch technische und organisatorische Vorkehrungen 
sicherzustellen, dass  

1. der Nutzer die Nutzung des Dienstes jederzeit beenden kann, 

2. die anfallenden personenbezogenen Daten über den Ablauf des Zugriffs oder der 
sonstigen Nutzung unmittelbar nach deren Beendigung gelöscht oder in den Fällen des 
Satzes 2 gesperrt werden, 

3. der Nutzer Telemedien gegen Kenntnisnahme Dritter geschützt in Anspruch nehmen 
kann, 

4. die personenbezogenen Daten über die Nutzung verschiedener Telemedien durch 
denselben Nutzer getrennt verwendet werden können, 

5. Daten nach § 15 Abs. 2 nur für Abrechnungszwecke zusammengeführt werden können 
und 

6. Nutzungsprofile nach § 15 Abs. 3 nicht mit Angaben zur Identifikation des Trägers des 
Pseudonyms zusammengeführt werden können. 

 
An die Stelle der Löschung nach Satz 1 Nr. 2 tritt eine Sperrung, soweit einer Löschung 
gesetzliche, satzungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen. 
 
(5) Die Weitervermittlung zu einem anderen Diensteanbieter ist dem Nutzer anzuzeigen. 
 
(6) Der Diensteanbieter hat die Nutzung von Telemedien und ihre Bezahlung anonym oder 
unter Pseudonym zu ermöglichen, soweit dies technisch möglich und zumutbar ist. Der 
Nutzer ist über diese Möglichkeit zu informieren. 

(7) Diensteanbieter haben, soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist, im 
Rahmen ihrer jeweiligen Verantwortlichkeit für geschäftsmäßig angebotene Telemedien 
durch technische und organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass  

1. kein unerlaubter Zugriff auf die für ihre Telemedienangebote genutzten technischen 
Einrichtungen möglich ist und 

2. diese  

a) gegen Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten und 

b) gegen Störungen, auch soweit sie durch äußere Angriffe bedingt sind, 

gesichert sind.  

Vorkehrungen nach Satz 1 müssen den Stand der Technik berücksichtigen. Eine 
Maßnahme nach Satz 1 ist insbesondere die Anwendung eines als sicher anerkannten 
Verschlüsselungsverfahrens. 
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(8) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer nach Maßgabe von § 34 des 
Bundesdatenschutzgesetzes auf Verlangen Auskunft über die zu seiner Person oder zu 
seinem Pseudonym gespeicherten Daten zu erteilen. Die Auskunft kann auf Verlangen des 
Nutzers auch elektronisch erteilt werden. 
 

§ 14 Bestandsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten eines Nutzers nur erheben und 
verwenden, soweit sie für die Begründung, inhaltliche Ausgestaltung oder Änderung eines 
Vertragsverhältnisses zwischen dem Diensteanbieter und dem Nutzer über die Nutzung von 
Telemedien erforderlich sind (Bestandsdaten). 
 
(2) Auf Anordnung der zuständigen Stellen darf der Diensteanbieter im Einzelfall Auskunft 
über Bestandsdaten erteilen, soweit dies für Zwecke der Strafverfolgung, zur 
Gefahrenabwehr durch die Polizeibehörden der Länder, zur Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, des 
Bundesnachrichtendienstes oder des Militärischen Abschirmdienstes oder des 
Bundeskriminalamtes im Rahmen seiner Aufgabe zur Abwehr von Gefahren des 
internationalen Terrorismus oder zur Durchsetzung der Rechte am geistigen Eigentum 
erforderlich ist. 
 

§ 15 Nutzungsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten eines Nutzers nur erheben und 
verwenden, soweit dies erforderlich ist, um die Inanspruchnahme von Telemedien zu 
ermöglichen und abzurechnen (Nutzungsdaten). Nutzungsdaten sind insbesondere  

1. Merkmale zur Identifikation des Nutzers, 

2. Angaben über Beginn und Ende sowie des Umfangs der jeweiligen Nutzung und 

3. Angaben über die vom Nutzer in Anspruch genommenen Telemedien. 

 
(2) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten eines Nutzers über die Inanspruchnahme 
verschiedener Telemedien zusammenführen, soweit dies für Abrechnungszwecke mit dem 
Nutzer erforderlich ist. 
 
(3) Der Diensteanbieter darf für Zwecke der Werbung, der Marktforschung oder zur 
bedarfsgerechten Gestaltung der Telemedien Nutzungsprofile bei Verwendung von 
Pseudonymen erstellen, sofern der Nutzer dem nicht widerspricht. Der Diensteanbieter hat 
den Nutzer auf sein Widerspruchsrecht im Rahmen der Unterrichtung nach § 13 Abs. 1 
hinzuweisen. Diese Nutzungsprofile dürfen nicht mit Daten über den Träger des 
Pseudonyms zusammengeführt werden. 
 
(4) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten über das Ende des Nutzungsvorgangs hinaus 
verwenden, soweit sie für Zwecke der Abrechnung mit dem Nutzer erforderlich sind 
(Abrechnungsdaten). Zur Erfüllung bestehender gesetzlicher, satzungsmäßiger oder 
vertraglicher Aufbewahrungsfristen darf der Diensteanbieter die Daten sperren. 
 
(5) Der Diensteanbieter darf an andere Diensteanbieter oder Dritte Abrechnungsdaten 
übermitteln, soweit dies zur Ermittlung des Entgelts und zur Abrechnung mit dem Nutzer 
erforderlich ist. Hat der Diensteanbieter mit einem Dritten einen Vertrag über den Einzug des 
Entgelts geschlossen, so darf er diesem Dritten Abrechnungsdaten übermitteln, soweit es für 
diesen Zweck erforderlich ist. Zum Zwecke der Marktforschung anderer Diensteanbieter 
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dürfen anonymisierte Nutzungsdaten übermittelt werden. § 14 Abs. 2 findet entsprechende 
Anwendung. 
 
(6) Die Abrechnung über die Inanspruchnahme von Telemedien darf Anbieter, Zeitpunkt, 
Dauer, Art, Inhalt und Häufigkeit bestimmter von einem Nutzer in Anspruch genommener 
Telemedien nicht erkennen lassen, es sei denn, der Nutzer verlangt einen Einzelnachweis. 
 
(7) Der Diensteanbieter darf Abrechnungsdaten, die für die Erstellung von Einzelnachweisen 
über die Inanspruchnahme bestimmter Angebote auf Verlangen des Nutzers verarbeitet 
werden, höchstens bis zum Ablauf des sechsten Monats nach Versendung der Rechnung 
speichern. Werden gegen die Entgeltforderung innerhalb dieser Frist Einwendungen erhoben 
oder diese trotz Zahlungsaufforderung nicht beglichen, dürfen die Abrechnungsdaten weiter 
gespeichert werden, bis die Einwendungen abschließend geklärt sind oder die 
Entgeltforderung beglichen ist. 
 
(8) Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass 
seine Dienste von bestimmten Nutzern in der Absicht in Anspruch genommen werden, das 
Entgelt nicht oder nicht vollständig zu entrichten, darf er die personenbezogenen Daten 
dieser Nutzer über das Ende des Nutzungsvorgangs sowie die in Absatz 7 genannte 
Speicherfrist hinaus nur verwenden, soweit dies für Zwecke der Rechtsverfolgung 
erforderlich ist. Der Diensteanbieter hat die Daten unverzüglich zu löschen, wenn die 
Voraussetzungen nach Satz 1 nicht mehr vorliegen oder die Daten für die Rechtsverfolgung 
nicht mehr benötigt werden. Der betroffene Nutzer ist zu unterrichten, sobald dies ohne 
Gefährdung des mit der Maßnahme verfolgten Zweckes möglich ist. 
 

§ 15a Informationspflicht bei unrechtmäßiger Kenntniserlangung von Daten 

Stellt der Diensteanbieter fest, dass bei ihm gespeicherte Bestands- oder Nutzungsdaten 
unrechtmäßig übermittelt worden oder auf sonstige Weise Dritten unrechtmäßig zur Kenntnis 
gelangt sind, und drohen schwerwiegende Beeinträchtigungen für die Rechte oder 
schutzwürdigen Interessen des betroffenen Nutzers, gilt § 42a des 
Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. 

Abschnitt 5 
Bußgeldvorschriften 

§ 16 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer absichtlich entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 den Absender oder 
den kommerziellen Charakter der Nachricht verschleiert oder verheimlicht. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 5 Abs. 1 eine Information nicht, nicht richtig oder nicht vollständig verfügbar 

hält, 

2. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 oder 2 den Nutzer nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 

3. einer Vorschrift des § 13 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 4 oder 5 oder Absatz 7 Satz 1 Nummer 
1 oder Nummer 2 Buchstabe a über eine dort genannte Pflicht zur Sicherstellung 
zuwiderhandelt, 

4. entgegen § 14 Abs. 1 oder § 15 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 8 Satz 1 oder 2 
personenbezogene Daten erhebt oder verwendet oder nicht oder nicht rechtzeitig 
löscht oder 
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5. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 3 ein Nutzungsprofil mit Daten über den Träger des 
Pseudonyms zusammenführt. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden. 
 
 
 
 
 


